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unterschieden werden wird. Das führt mit großer 
Plausibilität im Übrigen auch dazu, dass es nach 
anfänglicher Datenaktualisierung schließlich zu ei-
ner Entlastung von Bürokratie und zum Zurück-
drängen der Datenkrake kommen wird, Herr Nückel. 

(Beifall von Martin-Sebastian Abel [GRÜNE]) 

Die Neuregelung führt ferner dazu, dass im Grund-
satz nunmehr alle einen einheitlichen Beitrag be-
zahlen müssen, was verständlicherweise bei bishe-
rigen Nurradiohörern Proteste auslöst. Sie äußern 
sich auch in Schreiben, die an mich oder auch an 
die Kollegen und Kolleginnen vom Landtag gerichtet 
sind. Das war aber auch zu erwarten, meine Damen 
und Herren. 

Ob es im Endeffekt zu Mehrbelastungen für die 
Kommunen oder die Wirtschaft kommen wird, ist 
zurzeit noch völlig offen. Herr Nückel, Sie sprechen 
zwar von offensichtlichen Kostensteigerungen, be-
lastbare Zahlen liegen aber noch nicht vor. 

Sie können sicher sein, dass sich die Landesregie-
rung im Rahmen der Evaluierung des 
15. Rundfunkänderungsstaatsvertrages dafür ein-
setzen wird, eventuell festgestellte unzumutbare 
Mehrbelastungen sowohl der Kommunen als auch 
der Wirtschaft zu beseitigen. 

Speziell dazu haben sich alle Landesregierungen – 
auch die, an denen die FDP in 2010/2011 noch be-
teiligt war – entschlossen, eine Evaluierung durch-
zuführen. Diese Evaluierung braucht aber eine 
Grundlage. Grundlage dafür ist, dass festgestellt 
wird, wie sich die Beitragseinnahmen entwickelt ha-
ben. Dies lässt sich zurzeit noch nicht gesichert ab-
sehen. 

Deshalb sieht der Rundfunkfinanzierungsstaatsver-
trag ein geordnetes Verfahren vor. Die Rundfunk-
anstalten ermitteln Einnahmen und Ausgaben und 
legen diese zur Überprüfung der KEF vor. Die KEF 
prüft diese Angaben und kommt zu einem Be-
schluss, der sich im 19. KEF-Bericht niederschlagen 
wird. 

Für die Vorlage des Entwurfs dieses Berichts ist 
zurzeit der Dezember 2013 vorgesehen. Dies lässt 
sich weder durch eine Entschließung unseres Land-
tags noch durch eine Entschließung aller Landtage 
beschleunigen. Die KEF muss schlicht und ergrei-
fend die notwendige Zeit haben, die Angaben der 
Rundfunkanstalten zu überprüfen. Daran muss 
festgehalten werden. 

Meine Damen und Herren, im Übrigen haben die 
Vorarbeiten für eine Evaluierung auf Fachebene bei 
den Rundfunkreferenten längst begonnen, sodass 
nach Vorliegen des KEF-Berichts zügig gehandelt 
werden kann. – Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Wir sind damit am Schluss der Bera-

tung zu diesem Tagesordnungspunkt und stimmen 
ab.  

Die antragstellende Fraktion der FDP hat direkte 
Abstimmung beantragt. Wir stimmen somit über den 
Inhalt des Antrags Drucksache 16/2286 ab. Wer 
ist für diesen Antrag? – Die FDP-Fraktion und die 
CDU-Fraktion. 

(Jochen Ott [SPD]: Ein paar von der CDU!) 

Wer ist gegen den Antrag? – Die Piraten, die SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen. Enthält sich jemand 
der Stimme? – Damit ist der Antrag abgelehnt. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 

5 Hochschulfinanzierung transparent gestalten – 
Benachteiligung von Hochschulen durch leis-
tungsorientierte Mittelvergabe beenden  

Antrag 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/2281 

Die Fraktionen haben sich zwischenzeitlich darauf 
verständigt, dass dieser Antrag ohne Debatte in den 
Ausschuss überwiesen werden soll. 

Nach § 79 unserer Geschäftsordnung lautet die 
Überweisungsempfehlung wie folgt: Der Antrag 
Drucksache 16/2281 wird an den Ausschuss für 
Innovation, Wissenschaft und Forschung über-
wiesen und nach Vorlage der Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses im Plenum beraten und ab-
gestimmt. – Ich darf diejenigen um ein Handzeichen 
bitten, die dieser Überweisungsempfehlung so Fol-
ge leisten möchten. – Ist jemand dagegen? – Ent-
hält sich jemand? – Das ist nicht der Fall. Damit ist 
der Antrag entsprechend überwiesen. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 

6 NRW bekennt sich zur grundgesetzlich garan-
tierten Wissenschafts- und Forschungsfrei-
heit  

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/2289 

Ich eröffne die Beratung. Für die antragstellende 
Fraktion hat Frau Kollegin Freimuth das Wort. 

Angela Freimuth (FDP): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Wir wollen mit der heutigen Debat-
te und Entscheidung die Klarstellung des nordrhein-
westfälischen Landtags, dass Zivilklauseln, die auf 
ein Verbot von Forschungsvorhaben zielen, deren 
Ergebnisse auch militärisch nutzbar sein könnten, 
rechtlich unzulässig sind, weil damit die grundge-
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